
Staatsanwaltschaft sich auf einzelnen Sachgebieten 
spezialisieren müssen. Entsprechend wurden die Auf­
gaben gestellt und die Arbeit auf die Staatsanwälte 
verteilt. Dadurch wird sich jeder Staatsanwalt auf das 
Studium und die Erläuterung bestimmter Gesetze, die 
zu seinem ständigen Arbeitsgebiet gehören, besonders 
konzentrieren können. Das wird mit zu der notwen­
digen Verbesserung der Qualität der Arbeit beitragen.

Ein Anfang auf dem einzuschlagenden Wege ist die 
von F u c h s  ausgewertete Untersuchung des Standes 
der Gesetzlichkeit auf dem Gebiet des Erfindungs­
und Vorschlagswesens in der volkseigenen Wirtschaft 
(vgl. S. 650 dieses Heftes). Die Untersuchung zeigt, 
welche Erfahrungen bisher von den Staatsanwälten ge­
sammelt wurden und wie ihre Tätigkeit auf diesem 
Gebiet verbessert werden kann.

RUDOLF WUNSCH,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Wirkungen eines Urteils auf Mitverurteilte 
nach § 294 StPO

Die folgenden Ausführungen sollen sowohl die Auf­
merksamkeit der Praktiker als auch der Rechtswissen­
schaftler auf einige Fragen lenken, die sich aus der 
Anwendung des § 294 StPO ergeben. In der Praxis 
der Rechtsmittelsenate ist es nicht selten, daß auch 
darüber entschieden werden muß, ob eine auf die Be­
rufung erfolgte Aufhebung oder Abänderung eines 
Urteils zugunsten eines Angeklagten auch Wirkungen 
zugunsten früherer Mitverurteilter hat, die kein 
Rechtsmittel eingelegt haben.

Während die Prüfung der Voraussetzungen für eine 
nach § 294 StPO zu erlassende Entscheidung in der 
Praxis den Rechtsmittelgerichten kaum Schwierigkei­
ten bereitet, sind die Urteile in ihren Wirkungen nicht 
immer sorgfältig genug durchdacht. Hat beispielsweise 
der Strafsenat festgestellt, daß ein Urteil erster Instanz 
nach § 294 StPO auch zugunsten früherer Mitverurteil­
ter aufzuheben oder abzuändern ist, dann muß seine 
Entscheidung dies klar zum Ausdruck bringen, damit 
gewährleistet ist, daß sowohl die davon Betroffenen, 
als auch die mit der Strafvollstreckung befaßten 
Organe davon Kenntnis erlangen. Das Urteil muß also 
allen Mitverurteilten, auf die sich die Aufhebung oder 
Abänderung des erstinstanzlichen Urteils erstreckt, zu­
gestellt werden. Hier werden häufig Fehler gemacht. 
Die Urteile werden nicht zugestellt, und die Strafvoll­
streckungsorgane erhalten nicht immer unverzüglich 
Kenntnis. Das hat seine Ursache zum Teil darin, daß 
die Erstreckung des Urteils auf frühere Mitverurteilte 
vielfach nur in den Urteilsgründen erwähnt wird. Sie 
muß aber m. E. als ein sehr wesentlicher Teil der 
Entscheidung auch im Urteilstenor zum Ausdruck 
gebracht werden. Daraus ergibt sich wieder die Not­
wendigkeit, diejenigen Angeklagten, die im Urteils­
tenor erwähnt sind, auch im Rubrum mit aufzuführen. 
Ist das geschehen, besteht auch die Gewähr dafür, 
daß die Zustellung des Urteils an alle von der Ent­
scheidung betroffenen Angeklagten erfolgt.

Die nicht genügend sorgfältige Beachtung der Wir­
kungen einer Entscheidung des Rechtsmittelgerichts auf 
Mitverurteilte kann unter Umständen dazu führen, daß 
die erneute Hauptverhandlung vor dem erstinstanz­
lichen Gericht, an welches die Sache zurückverwiesen 
worden war, deshalb nicht durchgeführt werden 
kann, weil die Strafvollzugsanstalt unter Berufung 
auf die eingetretene Rechtskraft des Urteils und auf 
die fehlende Benachrichtigung über eine Aufhebung 
dieser rechtskräftigen Entscheidung die Angeklagten 
zur Hauptverhandlung nicht vorführen kann.

Die sorgfältige Beachtung der Wirkungen einer nach 
§ 294 StPO erlassenen Entscheidung darf sich jedoch 
nicht auf die Abfassung des Urteils beschränken, son­
dern erfordert noch weitergehende Erwägungen des 
Rechtsmittelgerichts.

Die Aufhebung eines Urteils nach § 294 StPO zu­
gunsten früherer Mitangeklagter bewirkt insoweit die 
Beseitigung der Rechtskraft dieses Urteils. Damit ent­
fällt aber auch die Vollstreckbarkeit, so daß eine in der 
Zwischenzeit eingeleitete Strafvollstreckung aus diesem 
zunächst rechtskräftigen Urteil der gesetzlichen Grund­

lage ermangelt. Diese Feststellung verpflichtet das 
Rechtsmittelgericht zur Einleitung von Maßnahmen, 
um zu gewährleisten, daß der von den Wirkungen des 
Urteils nach § 294 StPO Betroffene auch wirklich aus 
der Strafhaft entlassen wird. Er ist entweder durch 
die Strafvollstreckungsorgane wieder auf freien Fuß 
zu setzen oder wieder in Untersuchungshaft zu brin­
gen. Seine sofortige Freilassung wird stets dann er­
folgen müssen, wenn der Strafverbüßung keine Unter­
suchungshaft vorangegangen ist. Auch eine Überfüh­
rung des bisherigen Strafhäftlings wieder in Unter­
suchungshaft bedarf einer gründlichen Überprüfung 
durch den Rechtsmittelsenat, weil das Urteil zu seinen 
Gunsten ergangen ist, und die Gründe für eine Unter­
suchungshaft möglicherweise nicht mehr vorliegen. 
Kommt das Rechtsmittelgericht zu der Feststellung, 
daß die Rückführung des Strafhäftlings in die 
Untersuchungshaft erforderlich ist, so wäre an 
sich nichts zu veranlassen außer der Bekanntgabe 
des vom Rechtsmittelsenat erlassenen Urteils auch 
an die Organe des Strafvollzuges, damit diese die 
Wirkungen dieses Urteils im Strafvollzug beachten. 
Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß in den 
Haftanstalten keine Kenntnis darüber besteht, welche 
Wirkungen sich für den Strafgefangenen auf Grund 
eines nach § 294 StPO erlassenen Urteils ergeben. So 
wurde beispielsweise einem Angeklagten, der bereits 
die gegen ihn erkannte Strafe aus dem Urteil erster 
Instanz zu verbüßen begonnen hatte, eine Unterredung 
mit seinem Verteidiger versagt, weil er als Strafgefan­
gener nicht die Rechte eines Untersuchungshäftlings in 
Anspruch nehmen könne. Dieses Beispiel zeigt, daß es 
notwendig ist, die Wirkungen eines Urteils nach § 294 
StPO auch den Angehörigen der Strafvollstreckungs­
organe zu erläutern, damit Verstöße gegen die demo­
kratische Gesetzlichkeit vermieden werden.

Gerade im Hinblick auf die weitere Festigung der 
demokratischen Gesetzlichkeit bedürfen die mit der 
Rückführung eines Strafgefangenen in Untersuchungs­
haft zusammenhängenden Probleme einer sorgfältigen 
Darlegung durch die Rechtswissenschaft. So wird bei­
spielsweise die Frage des Wegfalls der Vollstreckbar­
keit eines Urteils und die Rückführung eines Straf­
gefangenen in die Untersuchungshaft deshalb proble­
matisch, weil der zunächst die Untersuchungshaft 
anordnende Beschluß des Gerichts mit dem Zeitpunkt 
der Rechtskraft und damit der Vollstreckbarkeit eines 
Urteils seine Grundlage verliert. Die Auffassung über 
ein Wiederaufleben des Haftbefehls nach Erlaß einer 
Entscheidung nach § 294 StPO durch das Rechtsmittel­
gericht birgt gewisse Gefahren in sich, und es erscheint 
mir nicht richtig, einen Haftbefehl, der schließlich 
einen erheblichen Eingriff in die Rechte des Bürgers 
darstellt, einfach wieder aufleben zu lassen, nachdem 
er einmal seine Grundlage verloren hat. Man wird es 
dem Berufungsgericht überlassen müssen, ob es den 
Erlaß eines neuen Haftbefehls für erforderlich hält.

ARTUR HAHN, 
Vizepräsident des Kammergerichts

Auslegung des § 3 StPO
Die Ausführungen von S c h a u d t (NJ 1956 S. 570) 

über eine „dem Sinn des ganzen ersten Kapitels der 
Strafprozeßordnung und auch dem Willen des Gesetz­
gebers“ entsprechende Begrenzung der Befugnis der 
Gerichte, nach § 3 StPO anderen Staatsorganen und 
gesellschaftlichen Organisationen Hinweise zu geben 
und Mitteilung zu machen, können nicht unwider­
sprochen bleiben.

Zunächst ist nicht ersichtlich, welche praktische 
Bedeutung es haben soll, wenn die Zulässigkeit solcher 
Mitteilungen aus einer allgemeinen Verpflichtung jedes 
Staatsorgans, solche kritischen Hinweise zu erteilen, 
hergeleitet und offenbar auch von Schaudt als Ausdruck 
des gesellschaftlichen Verantwortungsbewußtseins des 
Gerichts befürwortet wird, dagegen aber abgelehnt 
wird, den Ausdruck dieser Verpflichtung auch in § 3 
StPO zu finden. Es liegt doch vielmehr nahe, in dieser 
Vorschrift gerade den besonderen, auf die Tätigkeit des 
Gerichts, des Staatsanwalts und der Untersuchungs­
organe zugeschnittenen Ausdruck jener allgemeinen 
staatsbürgerlichen Pflicht zu erblicken. Inwiefern eine 
solche Auslegung dem Sinn des § 3 StPO und dem
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